
  
 

   
BETREFF  Umsatzsteuer; 

  Einführung einer Umsatzgrenze in § 24 Absatz 1 Satz 1 UStG durch das 
Jahressteuergesetz 2020 

  GZ  III C 2 - S 7410/19/10001 :016 
DOK  2021/1028223 

  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

 

          
I. 
 

1. Mit Artikel 11 Nummern 6 Buchstabe a und 7 des Jahressteuergesetzes 2020 vom 
21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) hat der Gesetzgeber in § 24 Abs. 1 Satz 1 UStG eine 
Umsatzgrenze i. H. v. 600.000 Euro eingefügt. Diese ist erstmals auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2021 bewirkt werden (§ 27 Abs. 32 UStG). 
Sofern der Gesamtumsatz (§ 19 Abs. 3 UStG) für das gesamte Unternehmen im 
vorangegangenen Kalenderjahr mehr als 600.000 Euro betragen hat, sind nach § 24 Abs. 1 
Satz 1 UStG die Umsätze im laufenden Kalenderjahr zwingend nach der Regelbesteuerung 
zu versteuern. Hinsichtlich der Einführung der Umsatzgrenze in § 24 Abs. 1 Satz 1 UStG 
sind Verwaltungsregelungen in den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) 
aufzunehmen. 

 
2. Ferner werden in Abschnitt 24.8 UStAE Regelungen zu dem Sachverhalt aufgenommen, 

dass beim Erwerb eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs der Veräußerer zur 
Regelbesteuerung optiert hatte. 
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Seite 2  3. Mit Artikel 11 Nummer 6 Buchstabe b des Jahressteuergesetzes 2020 wurde § 24 Abs. 2 

Satz 3 UStG aufgehoben. Die Verwaltungsanweisung in Abschnitt 24.1 Abs. 3 UStAE ist 
zu streichen und das BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2009, BStBl. I S. 1611 
aufzuheben. 

 
II. 

 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der UStAE vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, der zuletzt durch das BMF-
Schreiben vom 20. Mai 2022 - III C 3 -S 7140/19/10002 :011 (2022/0515243), BStBl I 
S. xxx, geändert worden ist, wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „24.1. Umsätze im Rahmen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs“ die Angabe „24.1a Umsatzgrenze“ eingefügt. 
 
2. Abschnitt 18.2 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„3Sie unterbleibt dagegen in begründeten Fällen (z.B. bei nachhaltiger Veränderung in der 
betrieblichen Struktur oder wenn der Steueranspruch gefährdet erscheint oder im laufenden 
Jahr mit einer wesentlich höheren Steuer zu rechnen ist oder in Fällen des § 18 Abs. 4a 
UStG oder im ersten Jahr nach dem gesetzlichen Wechsel von der Besteuerung nach 
Durchschnittssätzen nach § 24 UStG zur Regelbesteuerung; vgl. Abschnitt 24.1a 
Abs. 1 Satz 15).“ 

 
3. In Abschnitt 24.1 werden nach Absatz 2 die Zwischenüberschrift „Ge we r be be t r i e b  

k r a f t  Re ch t s fo r m“ und der Absatz 3 gestrichen. 
 
4. Nach Abschnitt 24.1 wird folgender Abschnitt 24.1a eingefügt: 
 

„24.1a Umsatzgrenze 
 
(1)  1Der Anwendungsbereich der Durchschnittssätze ist nach § 24 Abs. 1 Satz 1 

UStG auf land- und forstwirtschaftliche Betriebe solcher Unternehmer begrenzt, 
deren Gesamtumsatz (§ 19 Abs. 3 UStG) im vorangegangenen Kalenderjahr nicht 
mehr als 600 000 € betragen hat. 2Zum Gesamtumsatz gehören auch die Umsätze von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens. 3Überschreitet ein Unternehmer die 
Umsatzgrenze des § 24 Abs. 1 Satz 1 UStG, hat er seine Umsätze nach den 
allgemeinen Regelungen zu versteuern. 4Die Prüfung der Umsatzgrenze erfolgt 
anhand der Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG (ohne Umsatzsteuer), die der 
Unternehmer mit seinem gesamten Unternehmen im vorangegangenen Kalenderjahr 
erzielt hat und unter Zugrundelegung der im maßgeblichen Kalenderjahr 
angewandten Besteuerungsart (Sollversteuerung oder Istversteuerung). 5Insoweit als 
der Unternehmer im vorangegangenen Kalenderjahr in seinem Unternehmen die 
Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 UStG angewendet hat, sind bei der 
Berechnung des Gesamtumsatzes die vereinbarten Entgelte (§ 16 Abs. 1 Satz 1 UStG) 
zugrunde zu legen. 6Im Jahr des Beginns der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
ist auf den voraussichtlichen Gesamtumsatz des laufenden Kalenderjahres 
abzustellen. 7Im Fall des Satzes 6 und wenn die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
nur in einem Teil des vorangegangenen Kalenderjahres ausgeübt wurde, ist der 



 
Seite 3  Gesamtumsatz in einen Jahresgesamtumsatz umzurechnen (vgl. Abschnitt 19.3 

Abs. 3). 8Im Falle einer Geschäftsveräußerung im Ganzen (§ 1 Abs. 1a UStG) ist der 
Vorjahresumsatz des Veräußerers maßgeblich, wenn der erwerbende Unternehmer 
zuvor keine eigene unternehmerische Tätigkeit ausgeübt hat. 9Erwirbt ein die 
Durchschnittssatzbesteuerung anwendender Unternehmer ein weiteres 
Unternehmen oder einen in der Gliederung eines Unternehmens gesondert geführten 
Betrieb im Ganzen (§ 1 Abs. 1a UStG) und unterlagen die Umsätze des 
hinzuerworbenen Unternehmens(-teils) auf Grund der Überschreitung der 
Umsatzgrenze bereits der Regelbesteuerung, hat er ab Beginn des Kalenderjahres, in 
dem die Geschäftsveräußerung im Ganzen erfolgt ist, sowohl die Umsätze des 
bisherigen als auch des hinzuerworbenen land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmens(-teils) nach den allgemeinen Regelungen zu versteuern. 
10Überschreitet der Vorjahresumsatz des neu hinzu erworbenen Unternehmens(-
teils) die Umsatzgrenze nicht, unterliegen im Jahr des Hinzuerwerbs sowohl die 
Umsätze des bisherigen als auch des hinzuerworbenen land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmens(-teils) der Durchschnittssatzbesteuerung. 11Dies 
gilt auch, wenn die Summe der Vorjahresumsätze des bisherigen und des neu hinzu 
erworbenen Unternehmens(-teils) die Umsatzgrenze übersteigen; zur Wirkung des 
Verzichts auf die Durchschnittssatzbesteuerung vgl. Abschnitt 24.8. 12Im Falle der 
Gesamtrechtsnachfolge gelten die Sätze 7 bis 11 entsprechend. 13Der gesetzliche 
Wechsel zur Regelbesteuerung stellt keine Option im Sinne des § 24 Abs. 4 UStG dar 
und bewirkt damit auch keine Bindungsfrist (vgl. Abschnitt 24.8). 14Bei einem 
Übergang zur Regelbesteuerung richtet sich der Voranmeldungszeitraum nach § 18 
Abs. 2 Sätze 1 und 2 UStG. 15Eine Befreiung von der Verpflichtung zur Übermittlung 
von Voranmeldungen im ersten Jahr nach dem gesetzlichen Wechsel zur 
Regelbesteuerung kommt nicht in Betracht (vgl. Abschnitt 18.2 Abs. 2 Satz 3). 

(2)  1Gemäß § 22 Abs. 6 Nr. 1 UStG in Verbindung mit § 67 UStDV sind 
Unternehmer, die die Durchschnittssätze des § 24 UStG anwenden, für den Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft im Wesentlichen von den Aufzeichnungspflichten des 
§ 22 UStG befreit. 2In diesen Fällen können für die Ermittlung des Gesamtumsatzes 
ergänzend zu den Angaben, die nach § 18 Abs. 3 UStG erforderlich sind, hilfsweise 
die ertragsteuerlichen Aufzeichnungen und Gewinnermittlungen herangezogen 
werden. 3Im Übrigen sind die Umsätze nach den Betriebsmerkmalen und unter 
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse zu schätzen. 

(3)  1Zum Vorsteuerabzug von Unternehmern, die von der Besteuerung nach § 24 
UStG zur allgemeinen Besteuerung des UStG übergegangen sind oder umgekehrt, 
siehe Abschnitt 15.1 Abs. 5 und 6. 2Bei einer Änderung der Besteuerungsform kommt 
eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges nach § 15a Abs. 1 bis 4 in Verbindung mit 
Abs. 7 UStG in Betracht (vgl. auch Abschnitte 15a.2 Abs. 2 Satz 3 Nr. 4 und 15a.9 
Abs. 5 bis 7). 3Die Bagatellgrenzen nach § 44 UStDV sind zu beachten.“ 

 
5. Abschnitt 24.8 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 
 

„3Erwirbt ein die Durchschnittssatzbesteuerung anwendender Unternehmer 
einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, für den der Veräußerer auf die 
Durchschnittssatzbesteuerung verzichtet hat, unterliegen ab Beginn des 
Kalenderjahres, in dem der Erwerber den Betrieb erworben hat, sämtliche land- 
und forstwirtschaftlichen Umsätze des Erwerbers der Regelbesteuerung.“ 

 
b) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die neuen Sätze 4 bis 6. 

 
 
 
 



 
Seite 4  III. 

 
Die Regelungen dieses Schreibens sind erstmals auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2021 bewirkt werden. 
 
Das BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2009, BStBl. I S. 1611, wird mit Wirkung ab dem 
1. Januar 2022 aufgehoben. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für eine 
Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - 
Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungserlass zum Herunterladen bereit. 
 
Im Auftrag 
 


